
RathausUmschau

Mittwoch, 16. November 2011

Ausgabe 218
muenchen.de/ru

Herausgeber: Presse- und Informationsamt der Landeshauptstadt München
Verantwortlich für den Inhalt: Stefan Hauf, Druck: Stadtkanzlei, Gemeinsame Anschrift: Rathaus, Marienplatz 8,
80313 München, Telefon 2 33-9 26 00, Telefax 2 33-2 59 53, presseamt@muenchen.de, www.muenchen.de/rathaus

Inhaltsverzeichnis

Terminhinweise 2

Bürgerangelegenheiten 3

Meldungen 4

› Erste gemeinsame Online-Präsentation der Münchner Bühnen 4
› Neues Urnengräberfeld auf dem Obermenzinger Friedhof 5
› SPIELART Festival 2011 – zeitgenössisches internationales Theater 5
› Vortrag „Zwischen Römern und Bajuwaren“ 6
› Konzerte der Städtischen Sing- und Musikschule im November 7
› Restkarten für Münchner Kathreintanz im Hofbräuhaus 7
› Musikschule Penzberg zu Gast im Stadtmuseum 8
› „If I were a painter...“: Bücher-Flohmarkt im Museum Villa Stuck 8
› Großer Herbst-Bücherflohmarkt in der Stadtbibliothek Laim 8
› Führung durch die Ausstellung „Typisch München!“ 8
Antworten auf Stadtratsanfragen 10

› Gesundheitsschädliche Gasfüllanlage in Allach? 10
› 38.359 Zuzüge aus dem Ausland im Jahr 2010 – ein Gewinn für

München? 16
› „Rassismus“-Bekämpfung auf städtischen Friedhöfen? 20
› Nachgefragt: die Stadt und die Moschee 24
› Nachgefragt: die Stadt und die Moschee (II) 26

Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat 28



Rathaus Umschau
Seite 2

Terminhinweise

Wiederholung
Donnerstag, 17. November, 11 Uhr,

im Park hinter der Kirche St. Matthäus am Sendlinger-Tor-Platz

Als Begrüßungsgeschenk für den neuen Landesbischof der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern Heinrich Bedford-Strohm pflanzt Oberbür-
germeister Christian Ude einen Ahornbaum. Bedford-Strohm wurde in der
Gemeinde Ahorn (Landkreis Coburg) geboren.

Wiederholung
Donnerstag, 17. November, 11 Uhr, Grütznerstube im Rathaus

Zum 15-jährigen Bestehen der ehrenamtlichen Patientenfürsprache an den
fünf Krankenhäusern der Städtisches Klinikum GmbH (StKM) ziehen Joa-
chim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt, Patientenfürsprecher
Ernst Menacher, Dr. Elizabeth Harrsion, Geschäftsführerin der StKM, und
Peter Friemelt vom Gesundheitsladen München e.V. Bilanz.

Donnerstag, 17. November, 17 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal

Sitzung des Sportbeirates der Landeshauptstadt München.
Achtung Redaktionen: Bei diesem Termin handelt es sich nicht, wie in
der Rathaus Umschau vom 14. November irrtümlich angekündigt, um eine
Sitzung des Seniorenbeirates.

Wiederholung
Donnerstag, 17. November, 19 Uhr,

lothringer13_halle, Lothringer Straße 13

Stadtrat Marian Offman (CSU) spricht in Vertretung des Oberbürger-
meisters Grußworte zur Eröffnung der Ausstellung „M, eine Stadt sucht
ihren Mörder“ von Daniel Knorr. Einführende Worte von Felix Ruhöfer,
Leiter der lothringer13_halle. Daniel Knorr ist anwesend. Die Ausstellung
ist vom 18. November bis 22. Januar zu besichtigen.
Achtung Redaktionen: Pressevorbesichtigung am Donnerstag, 17. No-
vember, um 11 Uhr mit Felix Ruhöfer und Daniel Knorr.

Wiederholung
Donnerstag, 17. November, 19 Uhr,

Saal des Alten Rathauses, Eingang: Durchfahrt zum Tal

Kulturreferent Dr. Hans-Georg Küppers spricht beim Festakt der Gesell-
schaft zur Förderung Jüdischer Kultur und Tradition e.V. anlässlich des 30-
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jährigen Bestehens der Gesellschaft sowie der 25. Jüdischen Kulturtage
München. Weitere Redner sind Dr. Josef Schuster, Präsident des Landes-
verbandes der Israelitischen Kultusgemeinde in Bayern und Vizepräsident
des Zentralrats der Juden in Deutschland, Dr. Ludwig Spaenle, Bayeri-
scher Staatsminister für Unterricht und Kultus, Altoberbürgermeister Dr.
Hans-Jochen Vogel und Landesrabbiner E.M. Dr. h.c. Henry Brandt, Jüdi-
scher Vorsitzender des Deutschen Koordinierungsrats der Gesellschaften
für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit. Begrüßung durch Ilse Ruth Snop-
kowski, Vorsitzende der Gesellschaft zur Förderung jüdischer Kultur und
Tradition e.V.
Die 25. Jüdischen Kulturtage finden noch bis 22. November im Gasteig
statt. Nähere Informationen unter www.juedischekulturmuenchen.de.

Freitag, 18. November, 15.30 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal

Bürgermeister Hep Monatzeder spricht Grußworte beim Festakt „15 Jah-
re unabhängige Patientenfürsprecherinnen und -sprecher im Städtischen
Klinikum München“. Die Patientenberatung in den Kliniken setzt sich seit
15 Jahren für die Rechte der Patientinnen und Patienten ein.

Montag, 21. November, 10 Uhr, Altostraße 39

Stadtrat Dr. Josef Assal (SPD) gratuliert der Münchner Bürgerin Rosa
Haase im Namen der Stadt zum 102. Geburtstag.

Montag, 21. November, 18 Uhr, Saal des Alten Rathauses

Oberbürgermeister Christian Ude begrüßt Angehörige der Münchner Poli-
zei und Sicherheitsdienste zu einem Stehempfang.

Montag, 21. November, 19 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal

Stadtschulrat Rainer Schweppe spricht zur Eröffnung der Wahl zum Ge-
meinsamen Kindergarten- und Kooperationseinrichtungsbeirat der Landes-
hauptstadt München.

Bürgerangelegenheiten

Mittwoch, 23. November, 19 Uhr, Cafeteria des

ASZ Schwabing-West, Eingang Hiltenspergerstraße 76 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 4 (Schwabing-West) mit
dem Vorsitzenden Dr. Walter Klein.
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Mittwoch, 23. November, 19.30 Uhr, Cafeteria des

ASZ Schwabing-West, Eingang Hiltenspergerstraße 76 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 4 (Schwabing-West).

Mittwoch, 23. November, 17.30 bis 19 Uhr,

BA-Büro, Seidlvilla, Nikolaiplatz 1 b (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 12 (Schwabing - Freimann)
mit dem Vorsitzenden Werner Lederer-Piloty.

Mittwoch, 23. November, 19 Uhr, Gaststätte „Bayerisches Schnitzel-

und Hendlhaus“, Limesstraße 63 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 22 (Aubing - Lochhausen -
Langwied) mit dem Vorsitzenden Dr. Josef Assal.

Mittwoch, 23. November, 19.30 Uhr, Gaststätte „Bayerisches Schnit-

zel- und Hendlhaus“, Limesstraße 63 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 22 (Aubing - Lochhausen - Langwied).

Meldungen

Erste gemeinsame Online-Präsentation der Münchner Bühnen

(16.11.2011) Im gemeinsamen Schulterschluss haben die Münchner
Bühnen ein neues Internetportal entwickelt, das das reiche Ange-
bot der Münchner Theaterlandschaft auf einer Website abbildet: Unter
www.muenchenbuehnen.de  präsentieren Münchner Bühnen zum ersten
Mal unabhängig von ihrer Trägerschaft oder Organisationsform ihr Pro-
gramm im Internet. Beteiligt sind die Bayerische Staatsoper, die Münchner
Kammerspiele, das Residenztheater, das Staatstheater am Gärtnerplatz,
das Münchner Volkstheater, die Schauburg, das Metropoltheater, das
GOP Varieté-Theater und die Bayerische Theaterakademie August Ever-
ding/Prinzregententheater. Weitere Münchner Bühnen haben die Möglich-
keit, dem Netzwerk beizutreten und es im Laufe der Zeit noch umfassen-
der zu machen.
www.muenchenbuehnen.de  bietet Kulturinteressierten zum kostenlosen
Abruf aktuelle und detaillierte Spielplaninformationen, Inszenierungsfotos,
Videotrailer, News und schnellen Zugang zum Online-Kartenverkauf.
Nähere Presse-Informationen über Münchner Kammerspiele, E-Mail
meike.giebeler@muenchen.de oder Münchner Volkstheater, E-Mail
presse@muenchner-volkstheater.de

http://www.muenchenbuehnen.de 
http://www.muenchenbuehnen.de 
http://www.muenchenbuehnen.de 
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Neues Urnengräberfeld auf dem Obermenzinger Friedhof

(16.11.2011) In Form einer Blume hat Landschaftsarchitektin Gunhild Brand-
hoff die neue Dauer-Urnenanlage am Friedhof Obermenzing gestaltet, die
jetzt der Bevölkerung übergeben worden ist. Inspiriert von der amerikani-
schen Künstlerin Georgia o’Keefe, die mit ihren farbenfrohen und licht-
durchfluteten Blütenbildern Bekanntheit erlangte, hat Brandhoff die Anlage
entworfen. Aus der Vogelperspektive erkennt man die Form einer Blume.
Die Wurzel entspringt der Trauerhalle, der Stiel läuft im Friedhofsweg und
Brandhoffs Blüte entfaltet sich in der Lichtung – im Begräbnisfeld für die
Urnen.
Urnen-Daueranlagen sind Grabanlagen mit einer Namensplatte über jeder
beigesetzten Urne. Gärtnerisch unterhalten werden die Anlagen durch die
Städtischen Friedhöfe München. Obschon die Grabpflege entfällt, haben
Angehörige und Hinterbliebene einen schön gestalteten Ort und eine per-
sönliche Grabstätte, die sie besuchen können. Insgesamt bietet die Urnen-
anlage 230 Urnenplätze, 17 von diesen sind bereits vergeben.
Neben der neuen Anlage auf dem Friedhof Obermenzing gibt es dort be-
reits eine Urnen-Daueranlage, die mit 130 Urnen belegt ist. „Feuerbestat-
tungen nehmen auch in München immer mehr zu“, sagt Joachim Lorenz,
Referent für Gesundheit und Umwelt. Seit 1963 werden Feuerbestattun-
gen von der Katholischen Kirche toleriert, entsprechend ist deren Anteil
über die Jahre gewachsen. „In der Landeshauptstadt werden inzwischen
sechs von zehn Verstorbenen eingeäschert“, sagt Lorenz. „Langfristig wird
der Rückgang von Sargbestattungen das Bild der Friedhöfe deutlich verän-
dern. Deshalb sind landschaftliche und langfristige Konzepte wie das von
Gunhild Brandhoff zu begrüßen.“
Fotos für Medienvertreterinnen und -vertreter zur neuen Anlage in Ober-
menzing gibt es auf Anfrage im Referat für Gesundheit und Umwelt, Tele-
fon 2 33-4 75 09.

SPIELART Festival 2011 – zeitgenössisches internationales Theater

(16.11.2011) Vom 18. November bis 4. Dezember findet in München SPIEL-
ART, das alle zwei Jahre stattfindende internationale Theaterfestival, statt.
In verschiedenen künstlerischen Formen und Formaten wird in über 100
Veranstaltungen aus 17 Ländern Fragen nach Lebensformen, gesellschaft-
lichen Stimmungen, ästhetischen Tendenzen und anderen Perspektiven in
alle (Himmels-)Richtungen nachgegangen. Einen Eröffnungsschwerpunkt
des diesjährigen Programms bilden zwei aktuelle Produktionen aus Japan.
Neben aktuellen Inszenierungen international bekannter Protagonisten gibt
es auch Arbeiten jüngerer Künstlerinnen und Künstler. So werden im Men-
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torenprogramm unter dem Titel „Connect Connect“ vom 24. bis 26. No-
vember  vier Uraufführungen jüngerer Künstlerinnen und Künstler vorge-
stellt. Bei einem Performance- und Diskurshappening „social fictions“
werden an den drei Festivalsonntagen zahlreiche Gäste aus Kunst und
Wissenschaft nach persönlichen politischen Visionen gefragt. In einer
Künstlerwerkstatt „Do Tank“ mit regionalen  und Künstlerinnen und Künst-
lern aus Helsinki, Montreal und Wien im Muffatwerk wird während des
Festivalzeitarums auf aktuelle Themen reagiert und die Stadt bespielt.
Zur Eröffnung am Freitag, 18. November, präsentierten Gob Squad/Campo
(Nottingham-Berlin-Gent) mit „Before Your Very Eyes“ ihre Zukunftsvisio-
nen (19 Uhr, Carl-Orff-Saal), während Toshiki Okada und seine Gruppe
„chelfitsch“ in „The Sonic Life Of a Giant Tortoise“ (21 Uhr, Muffathalle)
zeigen, wie japanische Paare heute mit dem Glück hadern. Glückliche
Momente auf Finnisch kann man in einem kleinen Zelt hinter dem Gasteig
erleben: Juha Valkeapää und Taito Hoffrén entführen das Publikum auf
„10 Journeys to a place where nothing happens“ (21 Uhr). Ab 22.30 Uhr
gibt es in der Muffathalle eine große Eröffnungsfeier (Eintritt frei).
Am Samstag gibt es zwei Premieren: Daisuke Miura/potudo-ro lädt in mit
„Castle of Dreams“ in ein sehr spezielles Traumschloss ein – Achtung:
Eintritt ab 18 Jahren! Die Antwerpener Gruppe „Berlin“ stellt im Werk-
raum der Kammerspiele die Performance „Tagfish“ vor, die ganz ohne leib-
haftige Personen auskommt: In einer Konferenz-Situation begegnen sich
per Bildschirm diverse Entscheidungsträger und diskutieren die Errichtung
einer Hotelanlage auf einem ehemaligen Zechengelände.
Das ausführliche Programm ist über www.spielart.org ersichtlich. Eintritts-
karten sind im Vorverkauf über München-Ticket erhältlich. Ein Festivalpass
(70 Euro/ermäßigt 40 Euro) ist erhältlich im Festivalbüro, Ludwigstraße 8,
3. Stock.
SPIELART wird veranstaltet von Spielmotor München e.V. – einer Initiative
der Stadt München und der BMW Group.

Vortrag „Zwischen Römern und Bajuwaren“

(16.11.2011) Dr. Brigitte Haas-Gebhard hält am Montag, 21. November, um
18.30 Uhr im  Vortragssaal des Bayerischen Hauptstaatsarchivs, Schön-
feldstraße 5, den Vortrag „Zwischen Römern und Bajuwaren. Eine Grab-
gruppe bei Unterhaching im Landkreis München“. Veranstalter ist der Hi-
storische Verein von Oberbayern, dessen Sammlungen vom Stadtarchiv
München betreut werden. Gäste sind willkommen.

http://www.spielart.org


Konzerte der Städtischen Sing- und Musikschule im November

(16.11.2011) Im November lädt die Städtische Sing- und Musikschule wie-
der zu musikalischen Veranstaltungen ein. Ein Großteil der Konzerte findet
im Festsaal am Bogenhauser Kirchplatz, Neuberghauser Straße 11, statt.
Alle aktuellen Konzerttermine sind ab sofort  unter www.muenchen.de/
musikschule abrufbar.
Auf folgende Veranstaltungen wird besonders hingewiesen:
- Am Samstag, 19. November, 19 Uhr, findet in der St. Lukaskirche am

Mariannenplatz das Konzert „15 Jahre Kammerchor Viva Voce“ unter
der Leitung von Margarita McCarthy mit „Missa in Jazz“ von Peter
Schindler statt. Der Eintritt beträgt für Erwachsene 11 Euro, ermäßigt
8 Euro (einschließlich Vorverkaufs- und Systemgebühr). Die Eintritts-
karten sind erhältlich über München Ticket GmbH, Glashalle – Gasteig
oder an allen anderen bekannten Vorverkaufsstellen. Telefonische
Kartenreservierungen unter 54 81 81 81. Restkarten sind an der Abend-
kasse erhältlich.

- Zum „Tag der Hausmusik“ lädt die Städtische Sing- und Musikschule
am Montag, 21. November, um 18.30 Uhr in den Bürgersaal Fürsten-
ried-Ost, Züricher Straße 35, ein. Unter der Leitung von Karl-Wilhelm
Agatsy musizieren Familien in unterschiedlichen Besetzungen. Der
Eintritt ist frei. Die Veranstaltung findet in Zusammenarbeit mit Kultur
& Mehr, dem Bezirksausschuss 19 und dem Kulturreferat statt.

Restkarten für Münchner Kathreintanz im Hofbräuhaus

(16.11.2011) Für den Kathreintanz am Samstag, 19. November, 19 Uhr, im
Hofbräuhaus ist der Vorverkauf abgeschlossen. Restkarten für 10 Euro
sind noch an der Abendkasse erhältlich.
Zum 4. Mal findet der vom Kulturreferat in Zusammenarbeit mit dem Hof-
bräuhaus München veranstaltete Münchner Kathreintanz im Hofbräuhaus
(Am Platzl, 2. Stock) statt. In drei Tanzsälen werden drei verschiedene
Tanzprogramme angeboten: Im Erkerzimmer spielen die Schwäbischen
Wirtshausmusikanten unter der Tanzleitung von Uwe Rachuth. Im Münch-
ner Zimmer spielen die Aubinger Spuileut’ unter der Tanzleitung von Peter
Köhler zünftig und schwungvoll zum Tanz auf. Und im Festsaal stellen die
Tanzmeister Katharina Mayer und Magnus Kaindl das Programm mit den
Höhenkirchner Musikanten spontan zusammen. Die Tanzprogramme rich-
ten sich sowohl an fortgeschrittene, anspruchsvollere Tänzerinnen und Tän-
zer als auch an Anfängerinnen und Anfänger. Weitere Informationen unter
www.muenchen.de/volkskultur
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Musikschule Penzberg zu Gast im Stadtmuseum

(16.11.2011) In der Reihe „Musikschulen stellen sich vor“ gestaltet die Mu-
sikschule Penzberg am Sonntag, 20. November, um 11 Uhr in der Samm-
lung Musik im Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, ein buntes
moderiertes Programm, in dem die Schüler als Solisten und in interessan-
ten Kammermusik-Besetzungen wie Saxophon- oder Klarinettenquartett,
Querflötenensemble, Fagott-Trio sowie Jazz-Band ihr Können vor dem Pu-
blikum präsentieren. Der Eintritt ist frei.

„If I were a painter...“: Bücher-Flohmarkt im Museum Villa Stuck

(16.11.2011) Unter dem Motto „If I were a painter...“ gibt es im Museums-
shop des Museums Villa Stuck am kommenden Wochenende „Schnäpp-
chen-Angebote“ für Kunstinteressierte: vom Freitag, 18. November, bis
Sonntag, 20. November, jeweils von 11 bis 18 Uhr, bietet der Museums-
shop limitierte Künstlereditionen zu den Ausstellungen im Museum Villa
Stuck sowie Fachliteratur zu Themen und Gattungen rund um 1900 zu er-
mäßigten Preisen an. Dazu erhältlich sind kleine Geschenkartikel, Kinder-
bücher, ausgewählte CDs und die in limitierter Auflage für das Museum
Villa Stuck angefertigten Shopping-Taschen (soweit der Vorrat reicht).
Eine Veranstaltung des Museumsshops „Berenice & Co.“ im Museum
Villa Stuck, Prinzregentenstraße 60. Im Museum Villa Stuck ist derzeit die
Ausstellung „Jules Chéret (1836 - 1932) – Künstler der Belle Époque und
Pionier der Plakatkunst“ zu sehen. Nähere Infos unter: www.villastuck.de

Großer Herbst-Bücherflohmarkt in der Stadtbibliothek Laim

(16.11.2011) Der nächste Bücherflohmarkt in der Stadtbibliothek Laim,
Fürstenrieder Straße 53, findet am Samstag, 19. November, von 10 bis
13 Uhr statt. Verkauft werden aktuelle, zum Teil völlig neuwertige Romane
und Sachbücher, Schmöker und Krimis, Bilderbücher für die Kleinen, attrak-
tive CDs, DVDs und Spiele. Die Gelegenheit also, sich mit Lektüre für kal-
te Wintertage einzudecken. Und als besonderes Schmankerl werden auch
diesmal Reiseführer, die nicht älter als zwei Jahre sind, gegen einen Arti-
kel freier Wahl eingetauscht. Nähere Informationen unter der Telefonnum-
mer 1 27 37 33-0.

Führung durch die Ausstellung „Typisch München!“

(16.11.2011) Am Samstag, 19. November, 15 Uhr, führt Henning Rader
durch die Ausstellung „Typisch München!“ im Münchner Stadtmuseum,
St.-Jakobs-Platz 1. Vom angeblichen Schlüsselbein Herzog Heinrichs des
Löwen bis zur Allianz Arena wird die Kulturgeschichte Münchens von ihrer
Gründungslegende bis zur Gegenwart beleuchtet. Ein besonderes Augen-

http://www.villastuck.de
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merk wird dabei auf die kommunale Emanzipation Münchens gerichtet.
Die Führung zeigt in einem Streifzug durch die 850-jährige Stadtgeschichte,
was seit wann und warum typisch ist für München. Treffpunkt ist im Foyer.
Der Museumseintritt kostet 4 Euro, ermäßigt 2 Euro. Die Führung ist frei.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 16. November 2011

Gesundheitsschädliche Gasfüllanlage in Allach?

Anfrage Stadtrat Dr. Florian Vogel (Bündnis 90/Die Grünen) vom 14.10.2011

Antwort Joachim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt:

Ihrer Anfrage liegt folgender Sachverhalt zu Grunde:

In der Sitzung des Bezirksausschusses Allach-Untermenzing vom 11. Ok-
tober 2011 stimmte die Mehrheit des Gremiums – gegen die Stimmen von
Bündnis 90 / Die Grünen und SPD – für die Errichtung und den Betrieb ei-
ner Anlage zur Abfüllung bzw. zur Lagerung von brennbaren Gasen sowie
sehr giftigen, giftigen und brandfördernden Stoffen in der Ludwigsfelder
Straße 168. Sie äußern die Sorge, dass der Betrieb angesichts möglicher
Gefährdungen in der Nähe einer Wohnbebauung situiert werden soll.

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage zur Beantwortung zuge-
leitet.

Zu dem angesprochenen Vorhaben ist zunächst Folgendes auszuführen:

Die Fa. Air Liquide – ein Unternehmen zur Produktion und Lieferung von
technischen und medizinischen Gasen – hat am 05.07.11 die immissions-
schutzrechtliche Genehmigung sowie die Zulassung des vorzeitigen Bau-
beginns nach § 8 a Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für eine
Anlage zur Abfüllung bzw. Lagerung von brennbaren Gasen sowie sehr
giftigen, giftigen und brandfördernden Stoffen beantragt. Im Einzelnen sind
folgende Stoffe und Mengen vorgesehen:

Tabelle!!!!!!!!
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Bei den sehr giftigen, giftigen (vor allem Ammoniak und Chlor) und hoch-
entzündlichen Stoffen sollen keine Ab- und Umfüllvorgänge statt finden,
diese sollen lediglich fertig abgefüllt in geprüften, für den Straßenverkehr
zugelassenen Druckbehältern angeliefert und bis zur Auslieferung an den
Kunden gelagert werden. Im Bereich der sehr giftigen Stoffe (überwiegend
Fluor- bzw. Schwefelwasserstoff) ist auch eine max. Lagermenge von 24
kg Phosgen – abgefüllt in vier separaten Flaschen à 6 kg – nach Kunden-
bedarf vorgesehen.
Ausschließlich für tiefkalt verflüssigte Stoffe (Sauerstoff, Stickstoff, Argon
und Kohlendioxid) soll eine Abfüllanlage errichtet werden.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigungspflicht des Vorhabens er-
gibt sich aus Nr. 9.1 Spalte 2 b und 9.35 Spalte 2 des Anhangs der Verord-
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV). Da das antrag-
stellende Unternehmen keinen Antrag auf freiwillige Beteiligung der Öf-
fentlichkeit gestellt hat, muss das RGU das Genehmigungsverfahren für
eine Anlage nach Spalte 2 des Anhangs der 4. BImSchV im sog. verein-
fachten Verfahren ohne Öffentlichkeitsbeteiligung durchführen.
Das beantragte Vorhaben unterliegt darüber hinaus – aufgrund der bean-
tragten Mengen an hochentzündlichen Gasen – dem  Anwendungsbereich
der Störfall-Verordnung (12. BImSchV) und stellt einen sog. Betriebsbereich
mit Grundpflichten dar.

Ihre Fragen beantworte ich wie folgt:

Frage 1:

Wurden bereits entsprechende Bau- oder Betriebsgenehmigungen bean-
tragt und/oder erteilt?

Antwort:

Die erforderliche immissionsschutzrechtliche Genehmigung und die Zulas-
sung des vorzeitigen Baubeginns wurden wie in der Vorbemerkung ausge-
führt von dem Unternehmen mit Schreiben vom 05.07.2011 beim RGU als
der zuständigen Unteren Immissionsschutzbehörde beantragt.

Da die Stellungnahmen des Baureferates und des Planungsreferates aus-
stehen, ist eine abschließende Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit
noch nicht möglich. Somit wurde bisher weder eine Zulassung des vorzeiti-
gen Baubeginns noch eine Genehmigung erteilt.



Rathaus Umschau
Seite 12

Eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung entfaltet im Übrigen Kon-
zentrationswirkung und schließt alle sonst erforderlichen Zulassungen mit
ein, insbesondere die Baugenehmigung.

Frage 2:

Wenn ja:
a) Mit welchen Auflagen wurden Bau und Betrieb versehen?

Antwort:

Vorbehaltlich der noch ausstehenden Stellungnahmen des Bau- und Pla-
nungsreferates wird das Vorhaben voraussichtlich genehmigungsfähig
sein.

Insbesondere das sicherheitstechnische Gutachten des TÜV – ein zugelas-
sener Sachverständiger nach § 29 a BImSchG für sog. Betriebsbereiche
nach der Störfall-Verordnung – zeigt, dass die Anforderungen zur Verhinde-
rung von Störfällen sowie zur Begrenzung der Auswirkungen von reali-
stisch nicht auszuschließenden Störfällen bei Realisierung der dort vorge-
schlagenen technischen und organisatorischen Schutzmaßnahmen erfüllt
werden und somit keine sicherheitstechnischen Bedenken gegen das Vor-
haben bestehen. Ebenso haben sich das staatliche Gewerbeaufsichtsamt
und die städtische Branddirektion bei Beachtung der vorgeschlagenen Auf-
lagen positiv zu dem Vorhaben geäußert.
Sollten auch die noch ausstehenden Stellungnahmen von einer Genehmi-
gungsfähigkeit ausgehen, wird das RGU die sicherheitstechnischen Aufla-
genvorschläge des TÜV, des Gewerbeaufsichtsamtes und der Branddirek-
tion für die Errichtung und den Betrieb der Anlage in einem entsprechen-
den Genehmigungsbescheid festsetzen. Die Einzelheiten lasse ich Ihnen
bei Bedarf gerne zukommen.

Frage:

b) Wie erklärt sich der Widerspruch zu den aktuell gültigen Richtlinien
(KAS-18.K) der Kommission für Anlagensicherheit?

Antwort:

Der angesprochene Leitfaden der Kommission für Anlagensicherheit (KAS-
18) sieht Abstandsempfehlungen zwischen Betriebsbereichen nach der
Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten vor, die ausschließlich
im Rahmen der Bauleitplanung, also insbesondere bei der Aufstellung
von Bebauungsplänen zu berücksichtigen sind.
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Die im genannten Leitfaden angesprochenen Abstände sind kein zwingen-
des Recht, sie sind vielmehr eine Empfehlung und sollen den zuständigen
Behörden als Orientierungshilfe dienen. Werden die empfohlenen Abstän-
de unterschritten, ist ausgehend von der konkreten Lage und Beschaffen-
heit des Betriebsbereiches zu beurteilen, welcher Abstand im konkreten
Planungsfall angemessen ist. Durch geeignete bauliche und technische
Vorkehrungen können die empfohlenen Abstände auch im Rahmen der
Planung verringert werden.

Nicht anwendbar ist der Leitfaden der Kommission für Anlagensicherheit
für Zulassungsentscheidungen im Einzelfall. Unabhängig davon sind aber
beim hier zu betrachtenden Vorhaben der Firma Air Liquide die Abstands-
empfehlungen des Leitfadens eingehalten.
Entsprechend den Regelungen des Leitfadens KAS-18 ist für die Betrach-
tung hier die Menge an hochentzündlichen Stoffen heranzuziehen, da diese
für die Anwendbarkeit der Störfall-Verordnung entscheidend sind. Danach
ergibt sich eine Abstandsempfehlung zur nächsten Wohnbebauung von ca.
130 m.
Obwohl Phosgen (Kohlendioxiddichlorid) als Einzelstoff erst ab einer Lager-
menge von 300 kg dem Anwendungsbereich der Störfall-Verordnung unter-
liegt, die beantragte Maximalmenge liegt hier bei 24 kg, hat das RGU zur
Abschätzung der Auswirkungen einer Freisetzung von Phosgen vom TÜV
Süd eine Ausbreitungsberechnung durchführen lassen.

Entsprechend den einschlägigen technischen Regelwerken hat der TÜV ein
Leck an einem DN 15 (Durchmesser = 15 mm) Anschluss eines Phosgen-
behälters (6 kg) als einen vernünftiger Weise nicht auszuschließenden
Störfall angesetzt.
Als Ergebnis der Berechnungen ergeben sich Schadensreichweiten bei
mittleren Ausbreitungsbedingungen von ca. 60 m bzw. bei ungünstigen
Ausbreitungsbedingungen von ca. 90 m. Zur Bewertung wurde der AEGL-
2-Wert (Acute Exposure Guideline Level) für eine Einwirkdauer von 30 Mi-
nuten herangezogen. Die AEGL-Werte beziehen sich auf den Schutz der
Allgemeinbevölkerung und schließen auch empfindliche Personen mit ein.
Somit sind selbst bei ungünstigsten Ausbreitungsbedingungen in einer
Entfernung von 90 Meter keine dauerhaften Gesundheitsbeeinträchtigun-
gen zu erwarten.

Die nächste Wohnbebauung befindet sich im Südwesten erst in ca. 200 m
Entfernung am Storchenweg. Damit kann sicher ausgeschlossen werden,
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dass Auswirkungen von Störfällen auf dem Betriebsgelände die nächste
Wohnbebauung betreffen.

Frage:

c) Wurde die erhöhte Empfindlichkeit von Kindern gegenüber den zulässi-
gen Konzentrationen an giftigem Gas berücksichtigt?

Antwort:

Wie unter 2 b ausgeführt, werden die vom TÜV bei der Ausbreitungsrech-
nung angesetzten AEGL-2-Werte auch dem Schutz von empfindlichen Per-
sonen wie Kindern gerecht.

Frage 3:

Welche Sicherheitsstandards für Angestellte und Umgebung des Betriebs-
geländes müssen bei Errichtung einer solchen Gasabfüllanlage eingehal-
ten werden?

Antwort:

Wie vorher bereits ausgeführt, legt die Störfall-Verordnung Sicherheits-
standards zum Schutz der Umgebung und der in der Anlage beschäftigten
Arbeitnehmer fest.
Diese Standards werden durch weitere Regelwerke, insbesondere die Be-
triebssicherheitsverordnung sowie die Technischen Regeln für Gefahrstoffe
und für Druckgase einschließlich entsprechender Arbeitshilfen konkreti-
siert.

Hierzu werden in einem Genehmigungsbescheid auf der Grundlage des
TÜV-Gutachten und der Stellungnahmen des Gewerbeaufsichtsamtes so-
wie der Branddirektion anlagentechnische und organisatorische Auflagen
festgesetzt. Die Einhaltung dieser Anforderungen wird im Übrigen durch
regelmäßige Störfallinspektionen, die von der Regierung von Oberbayern
organisiert und an der alle betroffenen Behörden teilnehmen, überwacht.

Frage 4:

Liegen der Stadt Erkenntnisse über Menge und Art der verarbeiteten
Gase vor? (Sofern möglich bitte Mengenangaben je Gasart)

Antwort:

Siehe Vorbemerkung.
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Frage 5:

Gibt es alternative Standorte, die zur Errichtung der Betriebsstätte in Frage
kommen und sich in größerem Abstand zur Wohnbebauung befinden?

Antwort:

Der Gesetzgeber sieht bei immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahren keine Prüfung von Standortalternativen vor. Bei Erfüllung der
Genehmigungsvoraussetzungen hat der Antragsteller vielmehr einen ein-
klagbaren Rechtsanspruch auf Erteilung der Genehmigung für den konkre-
ten Standort (vgl. § 6 BImSchG). Da der Genehmigungsbehörde kein Er-
messen zusteht, könnten Alternativstandorte nur vom Antragsteller auf
freiwilliger Basis geprüft werden.
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38.359 Zuzüge aus dem Ausland im Jahr 2010 – ein Gewinn für

München?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 4.10.2011

Antwort Oberbürgermeister Christian Ude:

Auf Ihre Anfrage vom 04.10.2011 nehme ich Bezug.
In Ihrer Anfrage haben Sie folgenden Sachverhalt vorausgeschickt:
„Laut den jüngst vom Referat für Stadtplanung und Bauordnung herausge-
gebenen ‚Informationen zur Bevölkerungsentwicklung & Prognose’ ver-
zeichnete die Stadt München im Jahr 2010 einen Zuzug von 108.658 Perso-
nen, davon 38.359 aus dem Ausland. Als ‚bedeutende Zuzugsquellen’ wer-
den die ‚EU-Osterweiterung mit Freizügigkeit der Beitrittsstaaten’ sowie
die ‚Beitrittskandidaten und (...) potentielle Beitrittsländer’ aufgeführt.
Gleichzeitig machen nach wie vor Türken mit 42.263 Personen (2008) die
zahlenmäßig größte Ausländergruppe in München aus (nach: ‚Das Zusam-
menleben zwischen Deutschen und Ausländern in München. Untersuchun-
gen zur innerstädtischen Wohnstandortverteilung (...)’, Münchner Statistik,
4. Quartalsheft (2009), S. 8).“

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1:

Wie gliedern sich, soweit erkennbar, die über 38.000 im Jahr 2010 aus
dem Ausland nach München zugezogenen Personen nach Herkunftslän-
dern auf? Wie viele der Neu-Zuzügler 2010 entfallen insbesondere auf An-
gehörige von Sinti- und Roma- Minderheiten in ost- und südosteuropäi-
schen Ländern? Wie viele Türken zogen 2010 neu aus der Türkei nach Mün-
chen zu?

Antwort:

Die ca. 38.000 Zuzüge nach München aus dem Ausland in 2010 gliedern
sich in folgende Herkunftsländer:
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Aus der Türkei zogen in 2010 insgesamt 699 Personen, darunter 578 türki-
sche Staatsangehörige nach München zu. Angaben zu Sinti und Roma
können nicht gemacht werden, da diese Informationen kein Bestandteil
der Meldedaten sind.
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Frage 2:

Wie viele Ausländer zogen, soweit erkennbar, außerdem aus Deutsch-
land/Oberbayern/Bayern neu nach München zu?

Antwort:

In 2010 sind aus Deutschland etwa 12.900 Ausländerinnen und Ausländer
nach München zugezogen. Etwa die Hälfte der zugezogenen Ausländerin-
nen und Ausländer stammt aus Bayern (ca. 6.600 Personen), darunter ca.
4800 Personen aus Oberbayern.

Frage 3:

Wie hoch lag der Anteil von Personen mit „Migrationshintergrund“ unter
den übrigen 70.299 Zuzüglern nach München (108.658 insgesamt abzüg-
lich 38.359 aus dem Ausland)?

Antwort:

Der Migrationshintergrund ist in den Zuzugsdaten nicht enthalten.

Frage 4:

Wie viele deutsche Rückwanderer aus dem Ausland befanden sich unter
den 38.359 im Jahr 2010 aus dem Ausland zugezogenen Personen?

Antwort:

Dies lässt sich aus den Zuzugsdaten nicht entnehmen.

Frage 5:

Wie viele qualifizierte und für Münchner Firmen attraktive ausländische
„Fachkräfte“ befanden sich, soweit erkennbar, unter den über 38.000 aus
dem Ausland neu Zugezogenen des Jahres 2010 – dies vor dem Hinter-
grund gefragt, dass die zitierten „Informationen zur Bevölkerungsentwick-
lung“ der bayerischen Landeshauptstadt „mit ihren Hochschulen und ihrer
wirtschaftlichen Branchenvielfalt“ anhaltende „Attraktivität“ für einen
„ausbildungs- und berufsbezogenen Zuzug“ prognostizieren?

Antwort:

Zu schulischen und beruflichen Qualifikationen liegen keine Angaben vor,
da diese Informationen kein Bestandteil der Meldedaten sind.

Ergänzend führt das Kreisverwaltungsreferat aus:
Auch die Ausländerbehörde verfügt über kein umfassendes Zahlenmate-
rial.
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Frage 6:

Wie viele Personen zogen seit dem Jahr 2000 aus dem Ausland neu nach
München zu? (bitte Zahlen für jedes Jahr angeben!)

Antwort:

Wie bereits auf Ihre Anfrage vom 29.11.2010 „Zu- und Abwanderung aus
München – wer, wie viele, Tendenzen?“(08-14/F00758) berichtet, sind
nach Herkunftsgebiet differenzierte Zuzugsstatistiken im Statistischen
Jahrbuch des Statistischen Amtes der Stadt München sowie Zeitreihen
bis ins Jahr 2000 zurück auf den Internetseiten des Statistischen Amtes
(www.mstatistik-muenchen.de/themen/bevoelkerung/bevoelkerung.htm)
verfügbar.

http://www.mstatistik-muenchen.de/themen/bevoelkerung/bevoelkerung.htm
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„Rassismus“-Bekämpfung auf städtischen Friedhöfen?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 18.10.2011

Antwort Joachim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt:

Ihrer Anfrage liegt folgender Sachverhalt zu Grunde:

„Dem jüngst bekannt gegebenen Bericht der LHM zur ‚Europäischen
Städte-Koalition gegen Rassismus’ (Sitzungsvorlage Nr. 08-14 / V 06838)
zufolge entfaltet die Stadt München zahlreiche Einzelaktivitäten zur Um-
setzung eines ‚Zehn-Punkte-Aktionsplans’. Die Sitzungsvorlage erwähnt
‚über 260 Nennungen von Maßnahmen und Aktivitäten’ und vermerkt
wörtlich: ‚Diese große Bandbreite in München ist nicht nur eindrucksvoll,
sondern viele Maßnahmen sind auch äußerst anspruchsvoll und nach-
haltig.’

Unter Punkt 1 des ‚Zehn-Punkte-Aktionsplans’ (‚Verstärkte Wachsamkeit
gegenüber Rassismus / Aufbau eines Beobachtungs- und Solidaritätsnet-
zes’) finden sich u.a. die Einzelmaßnahmen:

[11.] ‚Die Städtische Friedhofsverwaltung bietet Versammlungen und De-
monstrationen von Gruppierungen mit rassistischer Zielrichtung keinen
Raum auf städtischen Friedhöfen (...)’
[12.] ‚Sofortige Beseitigung von Schmierereien an städtischen Gebäuden,
einschließlich der Markthallen und Münchner Märkte’.

Hier ergibt sich Nachfragebedarf.“

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage zur federführenden Be-
antwortung zugeleitet. Die darin gestellten Fragen kann ich wie folgt be-
antworten:

Frage 1:

In welchem Umfang war es in den letzten Jahren stadtseitig erforderlich,
„Gruppierungen mit rassistischer Zielrichtung“ den Zutritt zu städtischen
Friedhöfen zu verwehren? Mit welchen Mitteln und welchem Aufwand er-
folgte dies gegebenenfalls?
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Antwort:

In den letzten Jahren war es nicht notwendig, Gruppierungen mit rassisti-
scher Zielrichtung den Zutritt zu städtischen Friedhöfen zu verwehren. Soll-
ten jedoch Anfragen kommen, werden diese abgelehnt.

Frage 2:

In welcher Weise drohten im Einzelfall ggf. „rassistische“ Exzesse auf
städtischen Friedhöfen, die es zu verhindern galt? Drohte z. B. die Schän-
dung muslimischer Gräber? Durch welche Gruppierungen im speziellen?

Antwort:

Es drohten keine „rassistischen“ Exzesse. Im Übrigen wird auf die Ant-
wort zu Frage 1 verwiesen.

Frage 3:

In wie vielen Fällen war es im Rahmen des „Zehn-Punkte-Aktionsplans“ in
den letzten Jahren erforderlich, die „sofortige Beseitigung von Schmiere-
reien an städtischen Gebäuden“ vorzunehmen? Wie rasch nach der Ent-
deckung „rassistischer“ Schmierereien konnte die „sofortige Beseitigung“
in der Praxis tatsächlich vorgenommen werden? Durch wen?

Antwort:

Das Baureferat nimmt hierzu wie folgt Stellung:
„Die Vorgehensweise des Baureferats bei unerlaubtem Besprühen oder
Bemalen öffentlicher Bauwerke wurde im Beschluss des Bauausschusses
vom 08.07.2008 festgelegt:

„Bei obszönen, politischen oder beleidigenden Darstellungen und Texten
ist eine unverzügliche Beseitigung zu veranlassen. In anderen Fällen hat
es sich bewährt, Reinigungen in einem angemessenen Wartungsturnus
vorzunehmen, um den finanziellen Aufwand in Grenzen zu halten.“

Das Kommunalreferat teilt zu dieser Frage mit:
„Bei den stadteigenen Verwaltungsgebäuden sind in den letzten Jahren
keine derartigen Schmierereien erfolgt.“

Das Referat für Bildung und Sport beantwortet die Frage wie folgt:
„Unsere Technischen Hausverwaltungen (THV) sind angehalten,
- rassistische Schmierereien
- politische Schmierereien (unabhängig, ob dies links- oder rechtsorien-

tiert ist)
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- sexistische und obszöne Schmierereien sowie
- Schmierereien mit beleidigendem Inhalt/oder Aufrufe zu Straftaten (also

personenbezogene Inhalte)
bei der Polizei zur Anzeige wegen Sachbeschädigung zu bringen und diese
Schmierereien unverzüglich zu beseitigen. In der Regel haben unsere THV
bereits Farbe vorrätig, um noch vor Schulbeginn tätig werden zu können.

Gleichzeitig sind uns diese Sachbeschädigungen mittels Formblatt mitzu-
teilen. Soweit der Sachbeschädiger ermittelt werden kann, werden ent-
sprechende Schadensersatzansprüche geltend gemacht. Um wie viele
Fälle es sich hier handelt, können wir derzeit nicht mitteilen, da wir Sachbe-
schädigungen wegen des damit verbundenen Verwaltungsaufwandes sta-
tistisch nicht nach Arten und Inhalten differenzieren und auswerten.“

Frage 4:

Inwieweit wird die „sofortige Beseitigung“ nur bei Schmierereien mit „ras-
sistischem“ Inhalt veranlasst?

Antwort:

Das Referat für Bildung und Sport nimmt hierzu wie folgt Stellung:
„Die Beseitigung der unter 3. genannten Schmierereien wird in allen Fällen
sofort veranlasst. Dies ist auch notwendig, um Nachahmungstäter abzu-
halten, weitere Schmierereien anzubringen. In der Vergangenheit war diese
konsequente Vorgehensweise im Regelfall erfolgreich.“

Das Bau- und Kommunalreferat beantworten die Fragen 4 und 5 gemein-
sam.

Frage 5:

Welche Maßnahmen sind ggf. zur Beseitigung linksextremistischer und
„antifaschistischer“ Schmierereien an städtischen Gebäuden (z. B. rote
Sterne, Mordaufrufe gegen „Nazis“ etc.) vorgesehen?

Antworten:

Das Baureferat beantwortet die Fragen 4 und 5 wie folgt:
„Sofern bei städtischen Gebäuden nicht schon sofort von der vor Ort an-
wesenden Hausverwaltung gereinigt wird und die Schmierereien dem
Baureferat gemeldet werden, setzt das Baureferat die Festlegung gemäß
der Beschlussfassung entsprechend um. Es werden einschlägige Fachfir-
men beauftragt.“
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Das Kommunalreferat nimmt zu den Fragen 4 und 5 wie folgt Stellung:
„Sachbeschädigungen durch Schmierereien oder Graffiti werden im Allge-
meinen umgehend durch die örtliche Hausverwaltung oder durch Beauftra-
gung einer Fachfirma beseitigt.“

Das Referat für Bildung und Sport gibt zu Frage 5 folgende Antwort:
„Auch hier gelten die bereits zu 3. gemachten Ausführungen. Alle dort ge-
nannten Schmierereien werden beseitigt, unabhängig von welcher Seite
und mit welchem konkreten Inhalt.

Diese Vorgehensweise ist aus unserer Sicht insoweit zwingend, da es sich
bei Schul- und Kindertagesstättengebäuden nicht nur um öffentliche Ge-
bäude handelt, sondern da dort auch ein Bildungsauftrag wahrgenommen
wird, welcher sich keinesfalls mit Schmierereien, gleich welcher Art, ver-
trägt. Insoweit sind wir als sog. Sachaufwandsträger der Einrichtungen
sogar verpflichtet, für eine ‚neutrale’ Einrichtung zu sorgen.“
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Nachgefragt: die Stadt und die Moschee

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 27.9.2011

Antwort Referat für Stadtplanung und Bauordnung:

Mit Schreiben vom 27.09.2011 haben Sie gemäß § 68 GeschO folgende
Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Referat für Stadt-
planung und Bauordnung wie folgt beantwortet wird:

In Ihrer Anfrage führen Sie folgendes aus:

„Berichten der Tagespresse zufolge will sich der Penzberger Imam Binja-
min Idriz auch durch ausbleibende Sponsoren nicht entmutigen lassen und
das geplante Münchner Islamzentrum (ZIE-M) notfalls in abgespeckter
Form verwirklichen. Um das Vorhaben voranzubringen, ist Idriz demzufol-
ge ‚bereit, das ambitionierte Moschee-Projekt zu verkleinern. Man wolle
zunächst eine Anfrage bei der Stadt München einreichen, was die für den
Bau des Zentrums vorgeschlagenen Grundstücke an der Herzog-Wilhelm-
Straße und der Dachauer Straße/Schwere-Reiter-Straße genau kosten’.
Imam Idriz begründet die Dringlichkeit seines Moschee-Projekts unterdes-
sen auch mit den ‚vielen Arabern, die in München ihren Urlaub verbringen
würden’ und denen es ‚wichtig [sei], in ihrem Ferienort auch eine angemes-
sene Moschee zu haben, die es ihnen ermöglichen würde, während des
Ramadans in München zu bleiben’ (Quelle: ‚Süddeutsche Zeitung’,
24.09.2011).

Frage 1:

Liegt die angekündigte Anfrage des Penzberger Imams der Stadt bereits
vor?

Antwort:

Der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt München liegt bisher keine
Anfrage vor.

Frage 2:

Um welche Grundstücke handelt es sich, die die Stadt Imam Idriz für sein
Moschee-Projekt vorgeschlagen hat?

Antwort:

Seitens der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt München wurden
Herrn Idriz bisher keine Grundstücke angeboten.
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Frage 3:

Zu welchem Preis bietet die Stadt die fraglichen Grundstücke zum Verkauf
an?

Antwort:

Siehe Antwort Frage 2.

Frage 4:

Welche Kenntnis hat die Stadt bzw. das städtische Fremdenverkehrsamt
davon, wie viele Araber sich während des islamischen Fastenmonats Ra-
madan durchschnittlich in München aufhalten?

Antwort:

Der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt München liegen keine ent-
sprechenden Daten vor.
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Nachgefragt: die Stadt und die Moschee (II)

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 29.9.2011

Antwort Referat für Stadtplanung und Bauordnung:

Mit Schreiben vom 29.09.2011 haben Sie gemäß § 68 GeschO folgende
Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Referat für Stadt-
planung und Bauordnung wie folgt beantwortet wird:

In Ihrer Anfrage führen Sie folgendes aus:

„Berichten über Planungsaktivitäten im Zusammenhang mit dem ‚Zen-
trum für Islam in Europa – München’ (ZIE-M) kommt angesichts der jüng-
sten Gespräche des Penzberger Imams in der arabischen Welt und der
eindeutigen Positionierung der Stadt zugunsten des Zentrums besondere
Bedeutung zu. Als einer der stadtseitig angebotenen Bauplätze ist u.a. ein
Grundstück in der Dachauer Straße im Gespräch. Vor diesem Hintergrund
gewinnen Meldungen besondere Brisanz, wonach der unter dem islami-
schen Dachverband VIKZ agierende ‚Verein für Integration und Bildungsför-
derung in München e.V.’ (Schleißheimer Straße 437, 80935 München) be-
reits ein Grundstück erworben und städtische Fördermittel für einen Mo-
scheeneubau entweder beantragt oder bereits zugesagt bekommen ha-
ben soll. Es besteht ein berechtigtes öffentliches Interesse, dazu von der
Stadt mehr zu erfahren.“

Frage 1:

Welche Kenntnis hat die Stadt davon, dass der genannte „Verein für Inte-
grations- und Bildungsförderung in München e.V.“ ein Grundstück in der
Schleißheimer Straße zum Preis von rund 1 Mio. Euro erworben hat? Wo
genau?

Antwort:

Der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt München liegen hierzu keine
Informationen vor.

Frage 2:

Welche Informationen liegen dazu dem zuständigen Bezirksausschuss
ggf. vor?
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Antwort:

Dem Bezirksausschuss 24 – Feldmoching – Hasenbergl liegen hierzu kei-
ne Informationen vor.

Frage 3:

Welche Informationen liegen der Stadt dazu vor, in welchem Verhältnis der
genannte Verein u.U. zur Penzberger islamischen Gemeinde des Imams
Benjamin Idriz steht?

Antwort:

Der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt München liegen hierzu keine
Informationen vor.

Frage 4:

Inwieweit hat der genannte Verein einen städtischen Zuschuss für einen
Moscheebau beantragt oder bereits erhalten? Ggf. in welcher Höhe?

Antwort:

Seitens der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt München erfolgte kei-
ne Bezuschussung.
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude

Alexander Reissl
Stadtrat

Josef Assal
Stadtrat

Rathaus

München, 16.11.2011

Vollzug der Plakatierungsverordnung im Stadtrat darstellen

Antrag

Das Kreisverwaltungsreferat (KVR) stellt dem Stadtrat dar, wie es die Plakatierungs-
verordnung vollzieht.

Begründung:

Das KVR hat kürzlich das Anbringen eines Plakats gemäß § 2 Abs. 2 der „Verordnung der 
Landeshauptstadt München über das Anbringen von Anschlägen und Plakaten und über 
Darstellungen von Bildwerfern“ (Plakatierungsverordnung) untersagt.
Begründung: Außerhalb des dreimonatigen Zeitraums vor Wahlkämpfen dürften politische 
Veranstaltungen nicht mit reinen Kopfplakaten beworben werden. Ebenso wenig dürften 
Politikerköpfe die Plakate dominieren.

Die Plakatierungsverordnung selbst fordert lediglich einen deutlichen Hinweis auf „Ort und 
Zeit“ der beworbenen Veranstaltung und beschränkt die „maximale Größe der Plakate“ auf 
„1 qm (DIN A 0)“.

gez. gez.
Alexander Reissl Josef Assal
Stadtrat Stadtrat



Dr. Georg Kronawitter Walter Zöller     Manuel Pretzl     Dr. Reinhold Babor
MITGLIEDER DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn  
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München ANTRAG
                                                                                                                            16.11.2011

Städtische Baudenkmäler rechtzeitig vor dem Verfall bewahren

Der Stadtrat möge beschließen:
Im zuständigen Planungssausschuss wird dem Stadtrat zeitnah über den Zustand der Denk-
malpflege bei städtischen Baudenkmälern berichtet und dargestellt, wo aus Sicht der Unte-
ren Denkmalschutzbehörde dringender Handlungsbedarf ist, um dem weiteren Verfall städt-
sicher Denkmäler Einhalt zu gebieten.

Aus aktuellem Anlass wird hierbei insbesondere auf die Situation der St.-Martins-Kapelle im 
ehemaligen Altenheimkomplex St. Martin in Obergiesing eingegangen wie auf die Grässel-
Kaskaden im Ostfriedhof.

Zudem wird dargestellt, unter welchen Umständen die im übertragenen Wirkungsbereich tä-
tige  Untere  Denkmalschutzbehörde  auch  gegenüber  säumigen  städtischen  Dienststellen 
jene Durchsetzungsmittel in der Hand hat, wie z. B. Zwangsgelder, die sie gegenüber Pri-
vateigentümern von Denkmälern zur Durchsetzung ihrer Auflagen anwenden kann.

Begründung:
Die erhebliche Vernachlässigung einzelner städtischer Baudenkmäler ist derzeit am Beispiel 
der   Grässel-Kaskaden im Ostfriedhof  wieder  ins Bewusstsein  der  Öffentlichkeit  geraten. 
Gleich in der Nähe gibt es ein weiteres Beispiel für ein vernachlässigtes städtisches Bau-
denkmal, die St.-Martins-Kapelle im ehemaligen städtischen Altenheim St. Martin. Das Foto 
unten zeigt gravierende Schäden im Bereich der Kuppeldecke, vermutlich durch langjähri-
gen Feuchtigkeitseinbruch.

Diese Kapelle ist ein herausragendes Beispiel der neobarocken Bauweise, die Ende des 19. 
Jahrhunderts in München in Mode kam /1/. Dass der schleichende Zerfall dieses Kleinods 
der Öffentlichkeit weitgehend verborgen blieb, lag ausschließlich daran, dass es wegen die-
ser Bauschäden geschlossen blieb.

Das sind nur zwei eklatante Beispiele, wo die Stadt als Eigentümerin ihren denkmalschütze-
rischen Pflichten nicht nachkommt.

Nach der herrschenden Verwaltungspraxis können die verantwortlichen städtischen Dienst-
stellen die Baudenkmäler vernachlässigen, ohne Sanktionen seitens der Unteren Denkmal-
schutzbehörde fürchten zu müssen. Diese Ungleichbehandlung gegenüber privaten Eigentü-
mern bedarf in diesem Zusammenhang auch einer Behandlung im Stadtrat, wobei das prio-
ritäre Ziel natürlich sein muss, dass die Stadt als Vorbild beim Denkmalschutz wahrgenom-
men werden kann.

Quelle/1/ Beschlussvorlage 08-14 / V 07729 
               http://www.ris-muenchen.de/RII2/RII/DOK/SITZUNGSVORLAGE/2491012.pdf

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765 www.wzim.de



gez. gez. gez. gez.
Dr. Georg Kronawitter         Walter Zöller          Manuel Pretzl         Dr. Reinhold Babor
Stadtrat                               Stadtrat Stadtrat Stadtrat

Foto: privat – Deckenschäden im Bereich der Kuppel, Stand 2010







Fraktionsgemeinschaft 
Die Grünen – rosa liste 
Marienplatz 8 
80331 München 
 
 
Herrn  
Oberbürgermeister 
Christian Ude 
Rathaus 
                                                                                         München, den 16.11.2011 
 
 
Schluss mit der St.- Florians-Taktik: Finanzierung von MRSA-Screenings klären! 
 
 
Antrag: 
 
Die Landeshauptstadt München veranstaltet unter Einbeziehung des Gesundheitsbeirates 
ein Hearing, in dem Wege zur Bekämpfung multiresistenter Erreger in den stationären 
Einrichtungen Münchens aufgezeigt werden.  
Um die Frage nach der Finanzierung von MRSA-Eingangsscreenings abschließend zu 
klären, sollen Vertreter der Krankenkassen bzw. des Verbandes der gesetzlichen / privaten 
Krankenkassen sowie der Kassenärztlichen Vereinigung eingeladen werden. 
 
Weitere Teilnehmende könnten Repräsentantinnen und Repräsentanten folgender 
Institutionen sein: 
 

1. Euregio MRSA-net-Projekt  
2. Referat für Gesundheit und Umwelt 
3. Städtisches Klinikum München GmbH 
4. Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit bzw. der Landesarzt 
5. Bayerische Krankenhausgesellschaft 
6. Arbeitskreis der privaten Pflegeverbände Bayerns bzw. Arbeitsgemeinschaft der 

Pflegekassen 
 
 
Begründung: 
 
Im Antwortschreiben auf meinen Antrag vom 12. Oktober 2010 („Multiresistente 
Krankheitserreger auf dem Vormarsch“ – Antragsnummer: 08-14 / F00 691) wurde mir auf 
die Frage nach der Finanzierung von MRSA-Eingangsscreenings in stationären 
Einrichtungen folgendes mitgeteilt: 
 

„Bezüglich der Abklärung von Möglichkeiten einer Finanzierung von 
Screeningmaßnahmen durch die Krankenkassen hat sich das RGU an die Bayerische 
Landesarbeitsgemeinschaft Multiresistente Erreger (LARE) gewandt, in der u.a. die 
Kassenärztliche Vereinigung Bayerns, der Arbeitskreis der privaten Pflegeverbände 
Bayerns sowie die Arbeitsgemeinschaft der Pflegekassen (ARGE) vertreten sind. Eine 
Stellungnahme der LARE, die sich mit dieser Fragestellung auseinandersetzen und dem 
RGU Rückmeldung geben wollte, liegt bislang nicht vor.“ 

Die Grünen/rosa liste, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620, Fax 089/233-92 684 
www.gruene-muenchen-stadtrat.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de 



Die Grünen/rosa liste, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620, Fax 089/233-92 684 
www.gruene-muenchen-stadtrat.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de 

 
Vor dem Hintergrund dieser bisher unklaren Finanzierungszuständigkeit sehen sich 
Krankenkassen und Krankenhausträger jeweils nicht in der Pflicht. So wird von Seiten der 
Kassenvertreter erklärt, die Vergütung der MRSA-Eingangsscreenings sei durch das DRG-
Abrechnungssystem bereits abgedeckt, wohingegen die Klinikträger aufgrund von 
Mehraufwand und -kosten eine zusätzliche Honorierung fordern. Die Konsequenz ist, dass 
MRSA-Screenings in Deutschland leider noch immer nicht Standard sind. 
 
Dass diese St.-Florians-Taktik der Verantwortlichen nicht länger tolerierbar ist, wird durch 
folgenden erschreckenden Sachverhalt belegt: In Deutschland liegt die MRSA-Rate in 
stationären Einrichtungen bei 20 bis 25 %, ca. 1.500 bis 4.500 Menschen sterben pro Jahr 
an einer entsprechenden Infektion. Das sind statistisch gesehen zwischen 25 und 77 
Todesfälle jährlich allein in München!  
Dass es auch anders geht, zeigen die Niederlande: Durch Einführung eines allgemein 
verpflichtenden MRSA-Screenings und -Präventionssystems ließ sich dort die stationäre 
MRSA-Rate auf 1-3 % senken.  
Das Euregio-Projekt MRSA-net hat es sich deshalb zum Ziel gesetzt, in der deutsch-
niederländischen Grenzregion effektive binationale Strategien zur Bekämpfung von 
MRSA-Infektionen zu entwickeln. 
 
 
 
 
 
 
Fraktion Die Grünen – rosa liste 
Initiative: 
Dr. Florian Vogel 
Mitglied des Stadtrates 



In den letzten Tagen wurde bekannt, dass zwei in München begangene Morde an
Gewerbetreibenden mit Migrationshintergrund wahrscheinlich von einer rechtsradikalen
Terrorgruppe begangen wurden.

In der Berichterstattung über diese Fälle, die ja in der Regel auf den Pressemitteilungen der
Ermittlungsbehörden beruht, liefen diese Taten unter der Überschrift „Dönermorde“, und als
Hintergrund wurde beinah alles angenommen, was den Opfern die Verantwortung zuschrieb, von
Wettmanipulation über Schutzgeld bis zu Drogenhandel. Der Verdacht auf einen rassistischen
Hintergrund für diese Mordtaten wurde nicht hervorgehoben. Die Frage drängt sich auf, welchen
Anteil eine mögliche Voreingenommenheit der Ermittlungsbehörden daran hatte, dass eine ganze
Serie von rassistischen Anschlägen über einen Zeitraum von mehr als zehn Jahren hinweg
unaufgeklärt blieb.

Vor diesem Hintergrund stelle ich folgende Fragen:

1. Hat die Münchner Polizei bei den beiden Morden in Berg am Laim und im Westend in ihren
Pressemitteilungen die Vermutung geäußert, die Taten könnten einen rassistischen
Hintergrund haben? Wenn ja, wann hat sie dies getan?

2. Welche Wertigkeit hatte diese Vermutung im Verhältnis zu den anderen damals
angenommenen Gründen?

3. Welchen Anteil an der Ermittlungstätigkeit (die sich ja bis in türkische Provinzen erstreckte)
hatte die Verfolgung dieser Vermutung?

4. Wurden Zeugen auch in diese Richtung befragt?

5. Wurde jemals vermutet, man habe es nicht nur mit einem „Einzeltäter“ zu tun, sondern mit
organisiertem rechten Terror?

6. Wurde auch in der Münchner rechten Szene ermittelt?

7. Gab es im Laufe der Ermittlungen jemals Informationen durch den Verfassungsschutz, die auf
rechten Terror hindeuteten?

8. Gibt es Erkenntnisse über Kontakte der Münchner Rechtsradikalen um Wiese zu der Thüringer
Terrorzelle?

 
DIE LINKE   im Stadtrat, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München  

Oberbürgermeister 
Christian Ude

Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

München, den 15.11.2011

Wie blind war die Münchner Polizei?



9. Anhand welcher Kriterien entscheidet die Münchner Polizei, ob sie bei Gewaltverbrechen auch
einen rassistischen oder rechtsextremen Hintergrund in Betracht zieht?

10. Gibt es weitere Fälle, die vor dem Hintergrund der jüngsten Erkenntnisse jetzt unter dem
Blickwinkel eines rassistischen Motivs untersucht werden?

11. Da viele der in den Medien geäußerten möglichen Hintergründe der beiden Münchner Morde
die Verantwortung bei den Opfern sahen bzw. diese in ein kriminelles Umfeld einordneten –
wird es nun eine Entschuldigung seitens der Polizei bei den betroffenen Familien und
Migrationsgemeinden geben?

12. Welche Konsequenzen zieht die Münchner Polizei aus dieser Entwicklung für künftige Fälle –
auch bezüglich ihrer Öffentlichkeitsarbeit?

Dagmar Henn
Stadträtin DIE LINKE.



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Anfrage
16.11.2011

Einbruchsserie in München – wie hilflos ist die Polizei?

Seit mehreren Wochen halten Einbrecherbanden die Münchner Polizei offenbar zum
Narren. Laut Tagespresse ereigneten sich allein Oktober 147 Wohnungseinbrüche
(Vorjahr: 92). Bevorzugt wird offenbar in Neuhausen, Nymphenburg, Aubing,
Moosach, Laim, Bogenhausen, Solln, Grünwald und Pullach eingebrochen. Bis Ende
März 2012 erwartet die Münchner Polizei „weit mehr als 1000 Einbrüche“. „Die
Banden stammen oft aus Tschechien, Rumänien und Polen“ (Quelle: AZ München,
16.11.2011). Dies wirft Fragen auf.

Ich frage den Oberbürgermeister:

1. Worauf führen das Kreisverwaltungsreferat bzw. die Münchner Polizei das
sprunghafte Ansteigen von Einbruchsdelikten in den letzten Wochen zurück?

2. Mit welchen operativen Maßnahmen reagiert die Münchner Polizei ggf. auf das
gestiegene Einbruchsrisiko?

3. Inwieweit gibt es Überlegungen, besonders gefährdete Stadtviertel verstärkt zu
bestreifen?

4. Inwieweit lassen sich die Münchner Raubzüge der offenbar oft aus Osteuropa
stammenden Diebesbanden in ein größeres regionales Lagebild einordnen? Ist der
Polizei eine vergleichbare Entwicklung der Einbruchsdelikte aus anderen
bayerischen Städten bekannt? Gibt es eine Strategie der Landespolizei (z.B.
verstärkte Stichprobenkontrollen im grenznahen Raum o.ä.)?

Karl Richter
Stadtrat

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München, E-Mail: karl.richter@web.de l www.auslaenderstopp-muenchen.de
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